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Dass „Zwei Staaten“ in Palästina niemals Wirklichkeit werden, bedeutet nicht, dass die Idee nicht
auch einen eigenen Zweck erfüllen kann. Während Israels Bombenteppiche in Gaza Wohnviertel,
Bäckereien, Justiz- und Regierungsgebäude in Schutt und Asche legen – und damit nebenbei auch
jeden realen Ansatz palästinensischer Staatlichkeit pulverisieren – geistert die „Zweistaatenlösung“
wieder durch die Köpfe vor allem jener unter den Freund:innen Israels, die es für moralisch geboten
halten, auch an eine „Zeit nach dem Krieg“ zu denken.

UN-Teilungsplan und Nakba

Ursprung der „Zweistaatenlösung“ ist der Teilungsplan von 1947, der nach einem Beschluss der UN-
Vollversammlung aufgrund des von Britannien angestrebten Rückzugs aus Palästina durch eine
eingesetzte Kommission erarbeitet wurde. Obwohl damals bereits die Schaffung eines einzigen
föderalen und demokratischen Staates in ganz Palästina diskutiert wurde, entschied sich die
Kommission schließlich für einen Teilungsplan, der mehr als die Hälfte der Fläche Palästinas für
einen „jüdischen“ Staat vorsah, während Jerusalem unter UN-Verwaltung gestellt werden und auf
der verbleidenden Fläche ein „arabischer“ Staat geschaffen werden sollte. Beide Staaten sollten
politisch souverän, jedoch in einem gemeinsamen Wirtschaftsraum verbunden sein.

Diese Aufteilung des Landes stand bereits damals in keinem Verhältnis zur demographischen und
territorialen Realität der 32 % jüdischen Einwander:innen. Die große palästinensische
Bevölkerungsmehrheit erstreckte sich auch auf etwa 400 palästinensische Dörfer innerhalb der
vorgeschlagenen Grenzen eines „jüdischen“ Staates. Die Palästinenser:innen lehnten die Abtretung
von Territorien an eine koloniale Siedler:innenbewegung ab, was nicht überrascht. Der Teilungsplan
enthielt auch von Beginn an einen Verstoß gegen den Souveränitätsgedanken, mit dessen Anspruch
die UNO gegründet wurde.

Der durch nichts demokratisch legitimierte Teilungsplan trug nicht dazu bei, die Spannungen
zwischen einer kolonialen Siedler:innenbewegung und der indigenen Bevölkerung Palästinas zu
entschärfen. Vielmehr verlieh er 1948 der gewaltsamen Vertreibung von 700.000 (und Ermordung
von Tausenden) Palästinenser:innen politische und moralische Rückendeckung. Die Nakba endete in
der militärischen Eroberung eines deutlich über den Teilungsplan hinausgehenden Territoriums und
dessen ethnischer Säuberung. Diese gewaltsam geschaffenen Grenzen wurden 1949 durch
Waffenstillstandsabkommen und die Aufnahme Israels in die UNO international anerkannt. Der in
UN-Resolution 194 auferlegten Pflicht, allen palästinensischen Flüchtlingen die Rückkehr zu
ermöglichen, kam Israel bekanntlich nie nach – und dies stand auch bei den vielen
Verhandlungsrunden des „Friedensprozesses“, der zu einer Zweistaatenlösung hätte führen sollen,
nie ernsthaft zur Debatte. Vielmehr war deren Voraussetzung gerade die Anerkennung der 1948
geschaffenen Verhältnisse, die seither Generationen von Palästinenser:innen zu Flüchtlingen im
eigenen Land oder in den Nachbarstaaten machen.

Folgen des Sechstagekriegs

In die politische Debatte kam die „Zweistaatenlösung“ erst Jahrzehnte später wieder – und zwar
nicht als Lösung für die nationale Frage Palästinas, sondern für das israelische „Problem“ der 1967
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neu eroberten Gebiete, die sich für den zionistischen Staat als zweischneidiges Schwert
herausstellten. Nach den Erfahrungen, die die Palästinenser:innen (und die Weltöffentlichkeit) 1948
gemacht hatten, konnten die Westbank und Gaza nicht in der gleichen Weise ethnisch gesäubert
werden, um sie den Expansionsbestrebungen Israels zur Verfügung zu stellen. Aufgrund der dort
verbliebenen großen palästinensischen Bevölkerung konnte sich Israel diese Gebiete weder einfach
einverleiben noch an die unterlegenen arabischen Staaten abtreten oder gar eine palästinensische
Selbstverwaltung zulassen, die es der PLO erlaubt hätte, sich entlang der Grenzen von 1948 zu
formieren. Die „Lösung“ eines dauerhaften Besatzungsregimes erwies sich mit Beginn der ersten
Intifada 1988 als nicht nachhaltig. Kollektive Kampfformen der Palästinenser:innen wie Streiks,
Kauf- und Steuerboykott versetzten der israelischen Ökonomie schwere Schläge. Die nach 1967
verfolgte Strategie einer ökonomischen Integration und Entwicklung der eroberten Gebiete – bei
gleichzeitiger Vorenthaltung jeglicher demokratischer Rechte – erwies sich als Bedrohung für das
zionistische Projekt.

Oslo-Prozess

Das zentrale Versprechen der Osloer Abkommen 1993 beinhaltete Israels Rückzug aus der
Westbank und dem Gazastreifen. Dies sollte jedoch erst als Endergebnis in einem
Friedensabkommen vereinbart werden, als Abschluss eines 5 Jahre langen Prozesses, der in kleinen
Schritten Verantwortung hin zur neu geschaffenen Palästinensischen Autonomiebehörde verlagern
würde. Bis dahin sollte die palästinensische Seite unter Bewährung stehen und demonstrieren, dass
sie „zum Frieden bereit“ sei.

Auf Seite Israels lag ein wichtiger Gesichtspunkt darin, die Armee zunehmend von ihrer Funktion als
Polizei der besetzten Gebiete zu entbinden, also ihre militärischen Handlungsmöglichkeiten zu
erweitern. Im zionistischen Lager umstritten war die Frage der ökonomischen Integration. Die
alleinige Kontrolle der Grenzen und des Außenhandels durch Israel seit 1967 ermöglichten der
israelischen Ökonomie Extraprofite durch Überausbeutung der palästinensischen
Arbeiter:innenklasse und durch Zölle und Handelsprofite. Obwohl die Wirtschaftsunion und auch die
Bewegungsfreiheit für palästinensische Arbeiter:innen in den Osloer Abkommen vertraglich
vereinbart wurde, setzte sich in Israel letztlich der Flügel im Sicherheitsapparat durch, der einen
gemeinsamen jüdisch-palästinensischen Wirtschaftsraum als inakzeptable „Sicherheitsbedrohung“
sah. Die zunehmende Abriegelung der Westbank und des Gazastreifens war ein klarer Verstoß
gegen den Wortlaut des Oslo-Abkommens, aber Israel betrieb diese aus genau der Logik heraus, mit
der es in die „Friedensverhandlungen“ gegangen war: der angestrebten Minimierung der „Gefahr“,
die mit der Verantwortung für das besetzte Volk einhergeht. Die Bewegungsfreiheit der
Palästinenser:innen nach 1967 war zwar seit Beginn der Besatzung dem israelischen Militärregime
in den Gebieten unterworfen, doch erst Mitte der 1990er Jahre wurde die Abriegelung von Dörfern,
Städten bzw. der gesamten Westbank oder die Verhängung von Ausgangssperren durch
militärischen Befehl ein alltäglicher Normalzustand.

Eine weitere wichtige Folge des Oslo-Abkommens war die Zerstückelung der Westbank in einen
Flickenteppich mit abgestufter Aufgabenteilung zwischen dem israelischen Militär und der
Autonomiebehörde. Dem anfänglichen Versprechen nach sollte der israelische Rückzug aus den A-
und B-Gebieten nur der erste Schritt hin zu einer wachsenden palästinensischen Selbstbestimmung
werden, und bis Ende 1999 sollte die gesamte Westbank der Autonomiebehörde übergeben werden.
Umgesetzt wurde letztlich nur der Abzug aus den großen palästinensischen Bevölkerungszentren
der Westbank (A- und B-Gebiete), die seither großteils Enklaven unter Verwaltung einer Israel treu
ergebenen palästinensischen Hilfspolizei darstellen. Selbst hier behält sich Israel das Recht auf
militärische Interventionen vor, die ggfs. höchstens durch die Auslieferung von Israel gesuchter
Personen durch die palästinensische Polizei verhindert werden können. In Einzelvereinbarungen



setzte Israel in jedem Teilrückzug Konditionen durch, die dem langfristigen Ziel der Kolonisierung
der Westbank Rechnung tragen. So wurde etwa beim israelischen Abzug aus Hebron 1997 eine
verbleibende dauerhafte Militärpräsenz zum „Schutz“ der damals 400 israelischen Siedler:innen
vereinbart. Eine Folge dieses Abkommens ist, dass in der israelisch besetzten H2-Zone dieser Stadt
seither 20.000 Palästinenser:innen ihr Leben den militärischen Bedürfnissen der innerstädtischen
Siedler:innenkolonie unterordnen müssen. Die daraus entstandene Lebensrealität von
Ausgangssperren, „sterilisierten“ (d. h. ethnisch gesäuberten) Straßen, Checkpoints und
elektronischer Überwachung wurde zum Paradebeispiel des von Israel errichteten
Apartheidsystems.

Die „Zweistaatenlösung“ der 1990er setzte auf Seiten der PLO zwei Bedingungen voraus: Einerseits
die Anerkennung allen vor 1967 begangenen Unrechts als unverrückbare Tatsache, andererseits die
Demobilisierung der Intifada und Entwaffnung der PLO. Damit wurden Fakten zugunsten Israels
geschaffen. Die interessanten Fragen hingegen wurden vielsagend auf ein „endgültiges“ Abkommen
in unbestimmter Zukunft vertagt – wie die des Rückkehrrechts, der israelischen Siedlungen, der
Außenbeziehungen des palästinensischen Staates und des zukünftigen Status von Jerusalem
(welches 1980 von Israel völkerrechtswidrig annektiert worden war). So unbestimmt das Abkommen
in allen wesentlichen Fragen war – den Palästinenser:innen forderte es nicht nur handfeste
Zugeständnisse ab. Es sollte auch in der Folgezeit dazu dienen, die Äußerung jeder nur denkbaren
palästinensischen Forderung als „Sabotage des Friedensprozesses“ zu delegitimieren. Die
palästinensische Seite war in der Pflicht, sich als „Partnerin“ Israels zu bewähren, bevor sie einer
„echten“ Einigung würdig war.

Die israelische Seite hingegen interpretierte die getroffenen Abkommen so, dass sie jeden kleinen
Schritt hin zur palästinensischen Unabhängigkeit unter Verweis auf „Sicherheitsbedenken“
blockieren konnte, während die palästinensischen Zugeständnisse – insbesondere die territoriale
Aufteilung der Westbank – aber endgültig blieben. Als diskussionswürdig gilt seitdem nur noch die
Rückgabe einzelner Landfetzen der Westbank, auf die Israel selbst nach Meinung seiner westlichen
Schutzmächte keinen territorialen Anspruch besitzt. Die Souveränität über Grenzen, Luftraum und
Küstengewässer, ja selbst das Recht palästinensischer Flüchtlinge aus den Nachbarländern auf
Rückkehr in diese palästinensischen Bantustans – all das verletzt kategorisch israelische
„Sicherheitsinteressen“.

Spätestens mit Beginn der 2. Intifada im Jahr 2000 war klar, dass eine endgültige Vereinbarung
über Israels Abzug aus der Westbank unerreichbar ist. Die von einer politisch gebrochenen PLO
unter Jassir Arafat unterzeichneten Abkommen dienen seither als politische Legitimation für die
zeitlich unbegrenzte Besatzung der C-Gebiete und den massiven Transfer von Siedler:innen dorthin
als menschliche Schutzschilde der Besatzung. Statt eine begrenzte palästinensische
Selbstbestimmung zu erreichen, wurden die Palästinenser:innen zu Fremden in einem Gebiet, das
sich vom israelischen Kernland nur durch die umfassenden Privilegien unterscheidet, mit denen der
israelische Staat die Siedler:innen für ihre Funktion als zivile Besatzer:innen belohnt. Durch diese
De-facto-Annexion der C-Gebiete wird vermieden, die israelische Verantwortung für die
Palästinenser:innen (rassistisch als „demographische Gefahr“ bezeichnet) zu vergrößern.

Für die Unterstützer:innen des Staates Israel legitimiert eine angenommene Bedrohung der
Siedler:innen jede denkbare Schikane gegen Palästinenser:innen. Ungeachtet der v. a. im Westen
verbreiteten scheinheiligen Hoffnung, nach Oslo irgendwie mit den palästinensischen Forderungen
abschließen zu können – reale Folge der Abkommen war ihre systematische Einzäunung durch eine
nun tödliche Sperranlage um Gaza und ein System von Mauern, Checkpoints und Apartheidstraßen,
das die Westbank durchzieht und eingrenzt. Der einzige palästinensische Flughafen, der ein Symbol
für neu gewonnene Freiheiten der Palästinenser:innen sein sollte, wurde nur drei Jahre nach
Eröffnung durch die israelische Luftwaffe zerstört. Die Autonomiebehörde sollte nach der



Abnabelung Israels zur lokalen Verwalterin des Status quo der Besatzung werden. Außerdem bietet
der von ausländischen „Hilfsgeldern“ abhängige Apparat allen möglichen „Freund:innen der
Palästinenser:innen“ die Möglichkeit, ihre Komplizenschaft mit Israel finanziell zu kompensieren.

Obwohl es in Folge der Oslo-Abkommen einen Rechtsruck in Israel gab, der jede Illusion über die
Möglichkeit einer friedlichen Lösung zerstreute – die für die Palästinenser:innen desaströsen Folgen
des „Friedensprozesses“ liegen nicht in dessen Scheitern begründet, sondern wohnen diesem von
Beginn an inne. Der nach seiner Ermordung 1995 vielfach zum Friedensstifter verklärte
Premierminister Jitzchak Rabin ließ selbst keinen Zweifel daran, dass die von ihm ausgearbeiteten
Abkommen keine palästinensische Souveränität zur Folge haben sollten und die „Sicherheitsgrenze“
Israels immer am Fluss Jordan liegen würde.

Eine weitere wichtige Erkenntnis aus Oslo ist aber, dass auch die vollständige politische
Kapitulation der einst selbstbewussten PLO nicht ausreichte, um die palästinensische Frage ad acta
zu legen. Die Zweite Intifada ab 2000 bewies, dass die Palästinenser:innen weiterhin zu
massenhaftem Widerstand fähig waren. Die Reaktion Israels – der erneute militärische Vorstoß in
die A- und B-Gebiete, die Belagerung von Jassir Arafats Hauptquartier in Ramallah und die
Zerstörung der bis dahin aufgebauten zivilen palästinensischen Verwaltung in der Westbank, die
routinemäßige Verhängung von Kollektivstrafen wie Ausgangssperren, Abriegelungen oder
Hauszerstörungen – führte auch vor Augen, dass der Kern des Konflikts eben nicht der Unwille zum
friedlichen Ausgleich ist, sondern die Fähigkeit und der Wille Israels, gewaltsam den Status der
Palästinenser:innen als Vertriebene und Rechtlose durchzusetzen.

Die Intentionen der israelischen Regierung wurden vor dem israelischen Rückzug aus Gaza 2005
sehr klar durch Dov Weissglass, damals Berater von Premierminister Ariel Scharon, formuliert:

„Die Bedeutung des Rückzugsplans liegt darin, dass wir den Friedensprozess einfrieren. Und wenn
man diesen Prozess einfriert, verhindert man die Gründung eines palästinensischen Staates und
verhindert eine Diskussion über die Flüchtlinge, die Grenzen und Jerusalem. Das ganze Paket
namens palästinensischer Staat mit allem, was es mit sich bringt, wurde auf unbestimmte Zeit von
unserer Tagesordnung gestrichen.“

Wie bei jedem Einsatz militärischer Mittel ist das real herrschende Gewaltverhältnis der Maßstab
für jeden „Friedensplan“. Die 2002 von den USA neu aufgelegte „Roadmap for Peace“ machte der
israelischen Seite erhebliche Zugeständnisse. Von Israel wurde die Roadmap so interpretiert, dass
als ihre Vorbedingung ein Ende der Intifada, die Entwaffnung des palästinensischen
Sicherheitsapparates und die politische Entmachtung von Jassir Arafat erfolgen müsse. Die
Roadmap hatte daher für Israel die Funktion, die Niederschlagung der Intifada mit politischer
Legitimität zu versehen.

Deal of the Century

Der Trump-Plan von 2019 („Deal of the Century“) war letztlich für fast alle Beobachter:innen nur der
Versuch, die Realität zu legalisieren und in eine dauerhafte Rechtsform zu gießen. Teil des Plans
war die einseitige Annexion aller Siedlungen in der Westbank sowie des Jordantals, die lediglich von
den USA „bewilligt“ werden müsste. Der palästinensische „Staat“ dürfte keinerlei bewaffneten
Organe unterhalten, müsste alle rechtlichen Schritte gegen Israel vor internationalen Tribunalen
unterlassen und dürfte nicht in eigener Verantwortung internationalen Organisationen beitreten. Bei
Verstoß gegen irgendwelche Vereinbarungen würde Israel automatisch das Recht auf militärische
Intervention erhalten, vorbehaltlich nur der Zustimmung durch die US-Administration. Der Plan
enthält die Möglichkeit der Ausbürgerung von Palästinenser:innen mit israelischem Pass und die
weitergehende Annexion von Gebieten der Westbank im „Tausch“ gegen Gebiete in der Negev-



Wüste. Die Annexion Jerusalems würde unverrückbar anerkannt, alle Grenzen würden ausschließlich
von Israel kontrolliert und die Rückkehr palästinensischer Flüchtlinge selbst in diesen „Staat“
Palästina würde unter den Vorbehalt israelischer Zustimmung gestellt. Durch die „Hilfe“ von
Investor:innen aus den Golfstaaten sollten die palästinensischen Kantone zu einer florierenden
Sonderwirtschaftszone ausgebaut werden. Der Rest der Welt sollte auf diese Weise von der
finanziellen Last befreit werden, einen Großteil der palästinensischen Bevölkerung über das
UNRWA-Hilfswerk mit dem Nötigsten zu versorgen, was seit 1948 eine zentrale Voraussetzung der
dauerhaften Ghettoisierung der palästinensischen Flüchtlinge und damit der israelischen
„Sicherheitsinteressen“ ist.

Die „Zweistaatenlösung“ hat für Israel ihren Zweck erfüllt – die politische Unterwerfung der PLO.
Zugleich hat sie 3 Jahrzehnte lang deutschen, US-amerikanischen und anderen Regierungen als
Feigenblatt gedient, um ihre fortgesetzte Rückendeckung für den Kolonialstaat Israel politisch zu
flankieren. Das erklärt auch, dass sie nicht so einfach aus den Köpfen verschwinden wird, wie es der
zionistischen Rechten in Israel lieb wäre.

Resultat der Oslo-Abkommen ist auch der Apparat der Autonomiebehörde, der als Auftragnehmer
des Besatzungsregimes für Israel unverzichtbar geworden ist. Dies unterstreicht auch die von
Präsident Abbas und Premierminister Schtajjeh demonstrierte Bereitschaft, nach Ende von Israels
Krieg in Gaza dort als Statthalter über die Trümmerwüste einzuspringen. Dass dies von Israel
bislang ausgeschlossen wird, erklärt sich gerade aus der wichtigen Funktion, die die Behörde für
Israel besitzt. Es ist nicht nur fraglich, woher diese die notwendige Autorität für die Neuordnung
Gazas nehmen soll. Die politische Vereinigung von Gaza mit der Westbank würde auch den
palästinensischen Massen die längst diskreditierte Autonomiebehörde als gemeinsame Gegnerin
präsentieren und den Widerstand gegen deren Herrschaft als gesamtpalästinensische Frage, als
zentralen Aspekt des Kampfes gegen Besatzung und Unterdrückung überhaupt, aufwerfen.

Für einen binationalen, säkularen, sozialistischen Staat!

Die Sackgasse in der Diskussion um die Zweistaatenlösung zeigt schlichtweg auf, dass die Lösung
der palästinensischen Frage im Widerspruch steht zum Fortbestand eines kolonialen, ethnisch
gesäuberten Staates Israel – in welchen Grenzen auch immer. Seine revolutionäre Überwindung ist
die Voraussetzung für die Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts beider Nationen, der
palästinensischen und der jüdisch-israelischen. Dies erfordert neben der völligen rechtlichen
Gleichstellung der Nationalitäten, der Anerkennung aller gesprochenen Sprachen als
gleichberechtigt, der Anerkennung des Rückkehrrechts für alle palästinensischen Flüchtlinge
weltweit und ihrem Anspruch auf Entschädigung auch, die ideologische Bindung der israelischen
Massen an das zionistische Projekt zu durchbrechen. Solange die jüdisch-israelische
Selbstbestimmung fälschlich mit der Aufrechterhaltung militärisch abgesicherter Völkerreservate
gleichgesetzt wird, bleibt eine „gerechte Lösung“ eine Unmöglichkeit. Dieses Wegbrechen der
israelischen Massen vom Zionismus kann jedoch keine Vorbedingung für den palästinensischen
Befreiungskampf sein. Vielmehr wird jeder Schlag, den die Palästinenser:innen und die
internationale Solidaritätsbewegung dem Staat Israel versetzen, auch die Grundlage dieser
ideologischen Bindung schwächen, die auf dem chauvinistischen Glauben an die Unbesiegbarkeit
Israels fußt.

Auch wenn heute der Kampf gegen den Siedlungsbau und den alltäglichen Versuch der Vertreibung
von Palästinenser:innen in der Westbank auf der Tagesordnung steht, muss dieser auf die
Anerkennung der jüdisch-israelischen Nation unter vollständiger Abschaffung sämtlicher Privilegien
abzielen. Dieses Ziel ist unvereinbar mit der Existenz zweier Staaten. Die Zweistaatenlösung würde
unweigerlich beinhalten, einen Grenzverlauf festzuschreiben, der durch koloniale Gewalt
aufgezwungen ist – und mit diesem auch die Vertreibungen von 1948, von 1967, die der



vergangenen Jahrzehnte und die mit allem verbundene Enteignung palästinensischen Eigentums
unwiderruflich machen. Eng damit verknüpft ist die Aneignung von Wasser, landwirtschaftlicher
Nutzfläche und anderer natürlicher Ressourcen durch den Siedlerkolonialismus und die Kontrolle
der Außengrenzen. Status quo ist die Existenz eines einzigen souveränen Staates, der eine echte
Teilung seiner Souveränität kategorisch ausschließt. Es ist eine Utopie, diesen Staat derart zu
bändigen, dass neben ihm Platz für einen zweiten existiert. Voraussetzung für jede gerechte Lösung
ist seine revolutionäre Zerschlagung und die Schaffung eines neuen binationalen Staates.

Obwohl Marxist:innen für unterdrückte Nationen das Recht auf Lostrennung und auf einen eigenen
Staat fordern, kann diese Forderung keinesfalls unterschiedslos, ohne Berücksichtigung der
spezifischen Umstände der Unterdrückung aufgestellt werden.

Ein palästinensischer „Staat“ neben Israel würde nicht nur vergangenes Unrecht legitimieren,
sondern auch die derzeit vollzogenen ethnischen Säuberungen in der Westbank als endgültig
hinnehmen müssen. Die Festlegung eines Grenzverlaufs zwischen beiden Staaten würde
höchstwahrscheinlich eine neue Vertreibungswelle nach sich ziehen, die auf die Ausweisung eines
möglichst großen Teils der Palästinenser:innen in den Grenzen von 1948 abzielt. Solche Szenarien
werden u. a. von der ultrarechten zionistischen Partei „Jisra’el Beitenu“ (Unser Zuhause Israel)
vertreten. Der reaktionäre Gehalt der „Zwei-Staaten“-Idee wird daran deutlich, dass ihr Ziel letztlich
die Schaffung eines ethnisch homogenen Staates Israel ist, also der Abschluss der historischen
Mission des Siedlerkolonialismus – wenn auch mit ggfs. geringfügig reduzierter territorialer
Ausdehnung. Solange die Existenz eines Siedler:innenstaates auf der Basis ethnischer Exklusivität
akzeptiert wird, kann der historische Zweck der Zweistaatenlösung nur in dessen Vollendung liegen
– unabhängig davon, welche Hoffnungen einige Palästinenser:innen mit der Aussicht auf einen
eigenen Staat neben Israel verbinden mögen. Ein unter den heutigen Bedingungen irgendwie
vorstellbarer palästinensischer Staat – der seiner staatlichen Souveränität und wichtigsten sozialen
Errungenschaft, des Rückkehrrechts, beraubt wäre – würde die palästinensische Frage nicht lösen,
sondern die Unterdrückung mit umfassender politischer Legitimität ausstatten. Ein solcher „Deal“
würde auch auf die „Normalisierung“ Israels durch die Abraham Accords von 2020 aufbauen. Im
schlimmsten Fall könnte dabei das ägyptische Regime gezwungen werden, einer Vertreibung der
Palästinenser:innen aus Gaza und deren Ansiedlung auf dem Sinai zuzustimmen.

Revolutionär:innen sollten daher unmissverständlich für eine „Einstaatenlösung“ eintreten.
Natürlich zieht diese Position auch die Frage des Klassencharakters des zu erkämpfenden Staates
nach sich. Die Schaffung eines gerechten Ausgleichs beider Nationalitäten erfordert den massiven
Transfer von Ressourcen zur Entschädigung und Wiederansiedlung der Vertriebenen. Die
Beseitigung des Apartheidcharakters, der bereits im Städtebau und in Straßenverläufen einbetoniert
worden ist, ist nur auf Grundlage gemeinschaftlichen Eigentums an Land, Wohnraum, Industrie und
Bodenschätzen möglich. Sie fällt also der Arbeiter:innenklasse zu, die diese Ressourcen enteignen
und einer gesamtgesellschaftlichen Planung des binationalen Staates zugänglich machen würde. Die
Verknüpfung der demokratischen mit der sozialistischen Revolution stellt daher den
programmatischen Kern der revolutionären Strategie zur Befreiung Palästinas dar.


